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Abend⸗Ausgabe. 5 


tet werden. Lediglich um einer moraliſchen Aktion 
willen können Sie nicht verlangen, ich dafür 
eintrete. Im Uebrigen muß man ſich auch hüten, 
auf die Stimmen der Intereſſenten ein zu großes 
Gewicht zu legen. So wird mir beiſpielsweiſe er- 
zählt, daß die hieſige Diskonto-Geſellſchaft circa 15. 
Millionen Mark Altien einer beſtimmten Bergwerks⸗ 
geſellſchaft, ich glaube der Dortmunder Union, in 
ihrer Kaſſe hat. Ich finde es ganz lopal, wenn 
dieſe Geſellſchaft ihre eigenen Geſchäfte im Auge 
hat und durchzuſetzen ſucht, was ſie kann, aber daß 
ihre Angaben unbedingten Glauben verdienen, wird 
man doch nicht behaupten wollen. Ein Mitglied 
einer andern Geſellſchaft erzählte mir, daß die Ein⸗ 
führung von Schutzzöllen für andere Induſtriezweige 
ihm gleichgültig ſei, aber wenn die Regierung nicht 
die von ihm bezeichnete Induſtrie zu ſchützen bereit 
ſich zeigen ſollte, werde man eine allgemeine Schutzzoll⸗ 
bewegung ins Werk zu ſetzen ſuchen. Und no 

heute erklärt man, daß, weil die landwirthſchaft⸗ 
lichen Zölle ohne die Eiſenzölle nicht zu haben ſind, 
ſo muß die Landwirthſchaft für dieſe ebenfalls ein⸗ 
treten, denn Handel ſei eben Handel. Wir erken⸗ 
nen Alle an, daß hier lediglich die Intereſſen here⸗ 
ſchen. (Widerſpruch rechts.) Ja wohl, ganz Ober⸗ 
ſchleſien fällt in dieſe Kategorie hinein, wollen Sie 
denn verheimlichen, was die Triebfeder dieſer ganzen 
Bewegung iſt. Als der Brief des Reichskanzlers 
vom 15. Dezember 1878 erſchien, da erkannten 
ſelbſt die etfrigſten Anhänger des jetzigen Plane 


Deutſcher Reichstag. 
40. Plenar-Sitzung vom 8. Mai. 
Dr. v. Forckenbeck eröffnet die 
Sigung n uhr 30 Min. mit geſchäftlichen 


ungen. 
an Baabesralhetiſche: Präſident des Reichs⸗ 
tanzleramts Staatsminiſter Hofmann, Geh. Rath 
Burghardt. 
Tagesordnung: 
Die erſte Berathung des Gejepentwurfe betr. 
den Zolltarif wird fortgeſetzt. 
Bundeskommiſſar Geh. Rath Burghardt: 
Die verbündeten Regierungen hätten nicht. beabfic- 
tigt, bei der Generaldiskuſſion auf die Einzelheiten 
des Tarifs einzugehen, da bei der Aufſtellung des 
Entwurfs mit großer Sachkenntniß vorgegangen ſei. 
Sie glaubten die Rechtfertigung der einzelnen Sätze 
der Spezialdiskuſſion vorbehalten zu dürfen und bei 
dieſer auf die Angriffe zu antworten. Von dieſer 
Abſicht ſeien die verbündeten Regierungen aber zu⸗ 
rüdgekommen, weil die Beſchuldigungen mangelnder 
Sochlenntuiß ſowohl in der Preſſe als auch in die⸗ 
Hauſe ſich häuften. Man behaupte, dit Aus- 
arbeltung des Tarifs ſei ohne jede Spur von Sad 
keuntniß vor ſich gegangen, Sachkenntniß ſei nur 
auf gegneriſcher Seite. Der Abg. Varnbüler habe 
bereit® in der letzten Sitzung Veranlaſſung genom⸗ 
men, den Standpunkt der Tarifkommiſſion, der ja 
weſentlich der Standpunkt der verbündeten Regie ⸗ 


und geſagt, daß die Anlage 


einſchlägigen Verhältniſſe nicht 


ſteuer. 


jährliche Einnahme von 3000 
wirth vorausſetzen. 


ſchwindende. 
Summe zurück und ſolle nun 


Großgrundbeſitzer aufzuhelfen. 
des Reichskanzlers ſeien ſomit 


gramm betrifft, ſo gehe die 


Deutſchland. 
ſen. 


i Ausſtellungen ein, und ſucht nach: 
N en, daß dieſe Angriffe, fomei fie ſich nament- 


kannten Kreiſen ſeien entſchiedene Anzeichen für 
einen gewiſſen Wohlſtand vorhanden. 
kanzler habe dann über die Gebäudeſteuer geſprochen 


Gebäuden immer noch mehr Steuern koſte. 
ſtehe im Geſetzbuch, daß landwirthſchaftliche Ge⸗ 
bäude von der Steuer frei ſeien. 
rechts; Beifall links.) Der Reichskanzler kenne die 
. Daſſelbe gelte von 
deſſen Auseinanderſetzungen über die Einkommen ⸗ 
Er rechne, daß der Landbeſitzer 3 Prozent 
Einkommenſteuer zu zahlen habe; dies würde eine 


Die Anzahl derer aber, deren 
Einkommen in der That ſo hoch iſt, ſei eine ver⸗ 
Der kleine, im Schweiß ſeines Ange⸗ 
ſichts arbeitende Beſitzer bleibe weit hinter jener 


und daher nicht geeignet, als Grundlage einer 
Steuerreform zu dienen. — Was das Finanzpro⸗ 


Bismarck, als des verantwortlichen und auch mäch⸗ 
tigſten Vertreters der Reichsregierung, ganz klar auf 
die Aufhebung der direkten Steuern bis auf ein 
Minimum und auf Erſatz derſelben durch die in⸗ 
direkten Steuern aus, und zwar für das ganze 
Dieſe Politik ſei abſolut zu verwer⸗ 
Es ſei ein Unglück, ein Steuerſpſtem durch⸗ 


Jnſetate: Die Agefpaltene Petitzeile 15 Pfeunige. 
Redaktion, Druck und Verlag von R. Graßmann, 
Stettin, Kirchplatz Nr. 3. 


gebung das Reich in ſeiner finanziellen Entwickelung 
Der Reichs⸗I aufgehalten hat, und daß dieſe Verſäumniß nachge⸗ 1 
holt werden müſſe. Die Angriffsweiſe des Abg. 
Lasker ſei nicht zu billigen. Derſelbe mache ſo oft 
ſeine Ueberlegenheit, die er zu beſizen glaubt, der 
Regierung gegenüber geltend, daß er auch einmal 
von ihm (Redner) eine kleine Lektion annehmen 
möge. Dieſe Ueberlegenheit, die der Vorredner jo 
ſcharf und in ſo empfindlicher Weiſe geltend macht, 
liege nicht im Intereſſe einer ruhigen objektiven Be⸗ 
handlung der vorliegenden Frage; er möchte daher 
bitten, daß in Zukunft Herr Lasker von ſeiner Ueber⸗ 
legenheit einen nicht ſo verletzenden Gebrauch machen 
möchte. Auf den Tarif ſelbſt eingehend, bemerkt 
Redner, daß Deutſchland kein Handelsſtaat ſel. 
Deutſchland ſei angewieſen auf den Ertrag der Ar- 
beit, und zwar einer ſehr harten Arbeit. Unſer 
Klima, unſer Boden ſei nicht von der Art, daß wir 
wenig arbeiten und viel ernten. Deshalb müſſe 5 
fortan der Grundſatz Anwendung finden, daß die ! 
innere Arbeit gehoben werden muß, der Export 
komme erſt in zweiter Linie in Betracht. Erſt wenn 
die innere Arbeit gefräftigt ſei, könne man wünſchen, 
daß der Ueberſchuß unſerer Produktion an andert 
Länder abgegeben werde. Und erſt in dritter Linie 5 
fiehe der billige Einkauf, denn vom billigen Einkauf 
werde kein Staat reich. 9 
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Doch 


(Unterbrechung 


Mark bei jedem Yand- 


dazu herhalten, dem 
Die Mittheilungen 
ſehr wenig zuverläſſig 


Politik des Fürſten 
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e ſehr 
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er hat den Hauptgedanken, ſän che In fer Beziehung uberhauxt 
gleichmäßig zu beſteuern, um dadurch ausglei 
Gerechtigkeit berzuſtellen, aufgegeben; aber auf der 
anderen Seite iſt man von dem Beſteuerungsmodus, 
den der Brief andeutet, nicht weſentlich abgewichen. 
Ich gebe zu, an manchen Stellen iſt eine mäßige 
Hand anzuerkennen, aber dem Tarif kann ich den 
Vorwurf nicht erſparen, daß er mit wenig Sach. 
kunde abgefaßt iſt. Die Motive zeigen, daß in der 
That mit einer Nichtkenntniß der Dinge verfahren 
worden, wie dies kaum zu rechtfertigen iſt. Herr 
Delbrück wird gewiß mit mir übereinſtimmen, wenn 
ich ſage, daß er in ſeinen Ausführungen gegen den 
Tarif ſogar unvollſtändig geweſen iſt. Redner be⸗ 
leuchtet nunmehr die landwirthſchaftlichen Zölle, don 
denen die Zölle auf Holz und Fleiſch ebenſo den 
armen Mann belaſten werden, wie die Kornzölle. 
Was die letzteren anlange, ſo hätte der Briefwechſel 
wiſchen dem Freiherrn von Thüngen und dem 
Reichskanzler eine ganz neue Situation geſchaffen. 
Es ſei dies einfach die unbedingte Annahme des 
Agrarierprogramms in ſeiner agitatoriſchen Bedeu- 

. Die Koalition zwiſchen Industrie und Land. 
wirthſchaft jet dadurch eine unnatürliche geworden, 
die Induſtrie werde ſchließlich fragen, wer den Reſt 
der Nechnung bezahlen werde. Herr von Bennigſ 
habe erklärt, und daß ſei auch ſeine Meinung, da 
es völlig unmöglich wäre, das landwirthſchaftliche 
Gewerbe mit Zöllen zu ſchützen. Wenn das aber 
der Fall wäre, ſei es unerſindlich, wo dieſe neue 
Zollvorlage hinziele. Es ſei keinesfalls zuläſſig, die 
nothwendigſten Lebensbedürfniſſe mit Zöllen zu be⸗ 
lasten; zwar würde er auch hierfür ſtimmen, wenn 
das Land in bedeutender finanzieller Nothlage ſich 
befände; in jo großer Noth aber ſei das Land noch 
lange nicht. Redner erklärt, durchaus nicht ſo ganz 
theoretiſcher Freihändler zu ſein, daß er den Schu 
zollen ſchroff gegenüber ſtehen und nicht uhre Be⸗ 
rechtigung und ſogar ihre Nothwendigleit in vielen 
Fällen anerkennen ſollte. Aber er könne nicht an⸗ 
nehmen, daß eine Induſtrie, obgleich Jahrhunderte 
alt, nur durch Schupzölle ſollte gehalten werden 
können. Vor Allem ſei die Landwirthſchaft nicht 
für Schupzölle geeignet. Den Erklärungen des 
Reichskanzlers über die Verhältniſſe der Landwirth⸗ 
ſchaft dürfe nicht unbedingt Glauben geſchenkt wer⸗ 
den. Sie enthielten ſehr viel Unwahres und ſolche 
Uebertreibungen, wie fie noch keine Rede eines Ab⸗ 
geordneten gezeigt, und man müſſe ſich wundern, 
daß der erſte Beamte des Reiches nicht beſſer von 
der Sache unterrichtet ſei. Auch der Geh. Rath 
Tiedemann habe ſehr übertrieben, als er ven der 


e 4 g 0 5 wickelung uuſeres indirekten 
Maſſe der Subhaſtationen von Gütern gefprocen. | blieben find und dadurch ein 


uch auf Fiſchernee aus Baumwollengarn, Flaſchen, 
ferne Druckwalzen beziehen, thatſächlich unbegrün- 
det ſind. Die Regierungen ſeien nicht der Anſicht, 
daß fie etwas abſolut Einwandsfreies geleiſtet ha⸗ 
den, aber das nehmen ſie in Anſpruch, daß ſie mit 
Ernſt und Hingebung an die Erledigung dieſer ſchwe 
ren Aufgabe herangetreten And; fie ſeien deshalb 
geru bereit, Abänderungsvorſchläge in nähere Erwä⸗ 
gung zu ziehen. Der Kommiſſar ergeht ſich ſodann 
ausführlich auf das im Geſetze vom 1. Juli 1869 
enthaltene Prinzip, daß bei der Einfuhr von Waaren 
der Nachweis der Identität der Waaren zu führen 
kei. Dieſes Prinzip müſſe aufrecht erhalten werden, 
die verbündeten Regierungen ſeien nicht in der Lage 
an die Stelle dieſes Prinzips das Prinzip des 
Aequivalents zu fetzen. 

Abg. Dr. Lasker erklärt zunächſt, daß, jo 
viel ihm bekannt, gegen dieſes Prinzip im Haufe 
nicht angekämpft worden ſei. Er kommt ſodann auf 
die Rede des Herrn Bennigſen, dem er entgegen⸗ 
Hält, man dürfe nicht auf die Worte des Meiſters 
hoͤren, wenn dieſer Fehler anf Fehler gemacht zu 
haben bekenne. (Sehr wahr!) Von wem ſei denn 
der Vorſchlag wegen Aufhebung der Eiſenzölle ge⸗ 
macht worden? Von der Regierung! Und zu 
weſſen Gunſten wurden fie ermäßigt? Im Juter⸗ 
eſſe der Landwlirthſchaft! Es war nicht die Frei ⸗ 
dandelspartei, die dafür ausſchlaggedend war, ſou⸗ 
dern die Agrarierpartei, daß Diejenigen, die zufällig 
in den theoretiſchen Anſchauungen mit dieſer Partei 
übereinſtimmten, die Zollherabſetzung acceptirten, kann 
man ihnen doch nicht übel nehmen. Der zweite 
Vorwurf, der gegen die Männer der Freihandels⸗ 
partei erhoben worden, daß ſie nicht hätten hören 
wollen, als die Industriellen gegen die ſelbſtmörde⸗ 
riſche Schutzzollpolitik anfingen zu reagiren, iſt ebenſo 

dinfällig. Ich bin kein Freihändler par excellence, 
aber wenn ich zu den Gegnern des Antrages wegen 
Einſetzung einer allgemeinen Enquete gehöre, ſo ge⸗ 
ſchah es, weil ich mir von einer ſolchen Enquete 
nichts verſprach. Aber der Widerſpruch ging auch 
hier wieder von der Regierung aus. Die Regie 
rung ſtellte ſich überall auf die Seite der bisherigen 
Wirthſchaftspolitik. Sie könne daher weder der da⸗ 
maligen Majorität des Hauſes, noch weniger aber 
einzelnen Mitgliedern des Freihandels den Vorwurf 
machen, daß ſie auf den Nothſchrei der Induſtrle 
nicht hören wollte. Ich perſönlich habe mir übri⸗ 
gens die größte Mühe gegeben, herauszufinden, ob 
der Nothſtand der Eiſeninduſtrie in der That jo groß 
iſt, wie er geſchildert worden, und wenn ich mich 
hiervon überzeugt hätte, Jo würde ich auch dafür 
eingetreten ſein. Mitglieder dieſes Hauſes haben 
mir aber ausdrücklich erklärt, daß der Zoll der 
Eiſeninduſtrie nicht mehr helfen könne, er könnte 
böchſtens als eine moraliſche Aufmunterung betrach⸗ 


Pr 


Es 


man bei uns die indirekten 


laſte und jo unterſtütze. 
große Abſtand der ärmeren 


hinſtellen. 


den Einnahmen richte. Jetzt, 


eigene 
ſtaateu würden 


larumlagen. 


unter verſtehe er, 
gegangen werde, 
tragen könne. Im 
es ihm gelingen werde, 
chen, die nach ſeiner 


hoffe, daß man wenigſtens 


ligungsrecht des Reichstages; 
doch in Händen haben, 
ſtänden zu ermäßigen. 
getreten, es möge Jeder für 
wägen, 


wickele. 


Lasker vorgetragen, ſei im 


ſchlimm ſei. 


die Sachlage durchaus nicht ſo In Dieſes Mißverhältniß müſſe 


ſeinem Kreiſe, wie auch in anderen 


9 
jene in ganz anderen Werhältnifjen lebten. Welder 


und die direkten aus der Welt ſchaffen, würden ſich 
unüberwindliche Schwierigkeiten ergeben. 
kommenſteuer möge doch einfach jo reformirt wer- 
den, daß man durch bedeutendere Hinzuziehung 
der Steuerfähigen die weniger Bemittelten ent- 


Klaſſen mehr ausgeglichen werden. Die Nothwendig⸗ 
keit indirekter Steuern ſei immerhin anzuerkennen, 
nicht aber dürften dieſe fi als das alleiu richtige 
Jede Ueberſchußpolitit würde dahin füh⸗ 
ren, daß das Reich ſeine eigenen Ausgaben nach 


tennat zu Ende gehe, dürften keine Ueberſchüſſe zu 
Luxus-Ausgaben bewilligt werden. 
allen politiſchen Streitigkeiten ab, und weun er ganz 
allein in die Minorität kommen ſollte, er werde nie⸗ 
mals dem Reich die nothwendigen Ausgaben verja- 
gen, die es braucht. Er erkenne an, daß das Reich 
Einnahmen haben müſſe, aber die Einzel⸗ 
bei der Ueberſchußwirthſchaft ebenſo 
in Verwirrung gerathen, wie jetzt bei den Matriku⸗ 
Er babe den lebhaften Wunſch, daß 
die Tabakſteuervorlage zum Abſchluß gelange. Dar⸗ 
daß über die Sätze nicht heraus 
die der Tabak ohne Schädigung 
Uebrigen glaube er nicht, daß 
diejenigen Tarifſätze zu ſtrei⸗ 
Meinung die unteren Volks- 
klaſſen relativ am meiſten belaſten würden, aber er 


einer eingehenden Prüfung unterziehen werde. Red⸗ 
ner erklärt ſich entſchieden für das Einnahmebewil⸗ 


die Einnahmen unter Um⸗ 
Für die politiſche und wirth⸗ 
ſchaftliche vage jei ein bedeutender Wendepunkt ein⸗ 


ehe er ſich entſcheidet; © | 
Reich durch wohlerwogene Pläne ſich weiter ent⸗ 


Staatsminister Hofmann: Was der Abg. 


negative Kritik des pofitiven Programms der ver⸗ 
bündeten Regierungen geweſen: Es handle ſich nicht 
blos um die Beſeitigung der Matrikularbeiträge, 
dieſe ſeien nur das äußere Merkmal, der eigentliche 
Kern der Reform liegt darin, daß wir in der Ent⸗ 
Steuerſyſtems zurückge⸗ 


Hier müſſe er jagen, daß nach jeinen Erfahrungen den direkten und indirekten Steuern entstanden if eigenen "Jnteoefie int in der deſſe habe, i MAN 
beſeitigt werden. x kin 
ihm näher be⸗ ter führt Redner aus, daß die bisherige Zollgeſetz- worten ich unter meiner Würde halte. In den ge 


weil ich te r wei avcafe, ob Me über meinen 
Verſtand und mein Urtheil etwas günſtiger oder un⸗ 1 
günftiger denken will, und ob fie ihr Urtheil über 
mich von meinen politiſchen Gegnern hernehmen will. eis 


Steuern echführen 


Die Ein- 


gleichen nicht vor (Heiterkeit), aber auch gegen Ihre 
Kritik bin ich abgehärtet. Ich würde mich heute 
nicht zum Worte gemeldet haben, wenn mir nicht 
gemeldet worden wäre, daß der Abg. Lasker über 
mich verſchiedene Bemerkungen gemacht hat, mit einer 
Geſinnung zwar, die ich ja kenne und zu ſchätzen e 
weiß (Heiterkeit), die aber doch einigermaßen Ber⸗ 

ſtimmung aufzuweiſen hat. Mein Schriftwechſel mit 
Herrn von Thüngen ſoll nach der Anſicht des Herrn 
Lasker Alles überb⸗ n haben, was je an agrariſcher 
Extravaganz geleiftet ſel. Ich halte mich berechtigt 
und verpflichtet, Stellung zu nehmen zu den Fragen 
der Zeit, die Nation muß wiſſen, wie ich über die 
einzelnen brennenden Fragen denke, und ich habe 
feinen Grund, meine Anſicht zu verbergen. Wenn 
der genannte Korreſpondent zu mir ſpricht im Na⸗ 
men von 11,000 Kleingrundbeſitzern und ich ihm 
dann Rede ſtehe über meine Motive, ſo iſt früher 
jo etwas nie angefochten worden. Bei einem Mi- 
niſter muß man es doch ſchätzen, wenn er nicht zu⸗ 
geknöpft iſt, wo es ſich um wichtige Intereſſen des 
Landes handelt, und man ſollte das nicht bezeichnen 
als agrariſche Extravaganz und als eine Erregung 
von Krieg zwiſchen Stadt und Land. Ueberhaupft 
gebe ich Herrn Lasker zu erwägen, daß ich neulich 

viel weniger geſprochen habe von der Landwirthſchaft 

als von dem Grundbeſitz in der Stadt, denn beide 

ſind in gleichem Maße betheiligt. Da könnte ich, 

wenn ich wollte, zu Herrn Lasker ebenſo gut ſagen, 

er vertritt die Finanzpolitik der Beſitzloſen, die bei 

Anwendung eines Geſetzes immer die Mehrheit bil⸗ 
den, von denen die Schrift ſagt: Sie nähen nicht, 
fie ſpinnen nicht ꝛc., doch find fie gekleidet — ich 
will nicht jagen wie. Geiterkeit.) Es bilden ja 
auch in den Parlamenten die die Mehrheit, welche 
weder in der Landwirthſchaft, noch in einem in⸗ 
duſtriellen Gewerbe arbeiten, ſondern nur damit be⸗ 
ſchäftigt find, das ganze Jahr das Volk zu ver⸗ 
treten. Dieſe Herren verlieren gar zu leicht das 
Mitgefühl für die Intereſſen, die einem Miniſter, 
der auch zu den Grundbeſitzern, zu der misera plebs 
gehort, welche von der Ausführung der Geſetze ge⸗ 
Mißverhältniß zwiſchen] troffen wird, ſehr nahe liegen, wenn es ſelbſt im 


Ich bin ja in der Preſſe mit einem ſolchen Maß 0 
von groben Ehrentränkungen lügenhafter Verleum : 
t dungen überhäuft worden, daß ich dagegen ſehr ab. 
Dadurch würde der gehärtet bin. (Rufe aus der Fortſchrittsparte- : 
von den begüterten] Straf⸗Anträge!) Hier im Reichstage kommt ja der- 2 


wo das Militärſep⸗ 


Er ſehe von 


die reinen Finanzzölle 


der Reichstag müſſe 


ſich deshalb wohl er⸗ 
er wünſche, daß das 


Weſentlichen nur eine 


Wei- ziemlich rohe Andeutungen geleſen, auf die zu ant: 
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ohne eine Stellung einzunehmen im eigentlichen 

Nährſtande. Dieſen Herren, auch Herrn Lasker, die 
darch ihre überlegene Beredtſamkeit die Majorität zu 
(leiten gewöhnt ſind, das ganze Jahr hindurch, theils 
in den Parlamenten — denen möchte ich ans Herz 
legen: Noblesse oblige! Abg. Lasker ſagt, ſo 
viel Uebertreibung über Steuerüberbürdungen habe 


Reer noch von keinem Abgeordneten gehört, wie von 
0 f 
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„. ker auch nur den Bruchtheil einer Zahl 


ſetzgebenden Körperſchaften haben ja auch Diejenigen] wieder in ihre Rechte einſetzen wollen. Ich habe in] Militäretats das Geld verwenden werde, daß dieſes 
die Mehrheit, die von Gehältern und Honoraren] der ganzen Debatte die Erwähnung eines Geſichts⸗ für ein Unterrichtsgeſetz gebraucht werden würde, für 
leben, in der Preſſe, Advokatur, Arzneiwiſſenſchaft, punktes vermißt, ohne welchen das ganze Zolltarif⸗ welches Redner nie ſeine Zuſtimmung geben könne, 


projekt doch keine Sicherheit und keine Wirkung hat, 
nämlich die Frage der Eiſenbahntarife; es giebt 
keinen Zolltarif ohne Eiſenbahntarife. (Sehr rich⸗ 
tig!) So lange unſere Eiſenbahnen uns Alles, 
was vom Auslande eingeführt wird, wohlfeiler trans⸗ 
portiren, als unſere Ausfuhr, jo lange iſt ein Zoll⸗ 
tarif in unſerem Sinne unwirkſam. In Preußen 
iſt ja in den letzten Jahren zu meiner großen Freude 
eine Umkehr bemerkbar geworden, und ich kalte daß 

d einer 


die Ausfuhr unbedingt zu theuer und die Einfuhr 


inn hatte mir doch eine einzige Zabl 8 har 
müſſen als übertrieben. Ich man auch in den anderen Staaten ſich 
in Ziffern bewegt, die Jedem ſolchen Reform unterwerfen wird; aber es ſcheint, 
* das Weitere eit gar ſchüch -als ob in mancher Staaten der aus Eiſenbahnen 
N ei Ich bin auch nicht zu 40 pt. eingenommene Thaleggeinen höheren Werth hat als 
Een abgaben gelangt, ſondern — mein Additions- aus irgend einer andern Quelle. Wir ſehen je⸗ 
5 ätigt das ja — zu 20—30 pCt. Kann] denfalls, daß einzelne andere Staaten thatſächlich 


invalidiren? Das kann er nicht; und dann zu jagen, 
ERS. rege ee ja. (Glocke 
des Präſidenten. Der Herr Reichskanzler wendet 
= ſich — 1 Große Heiterkeit.) ... ich 
verlaſſe den Gegenſtand lieber, um in parlamen- 
5 A zu bleiben (Heiterkeit). Herr 
Llaasker fragt, wie kann denn ein Gewerbebetrieb da⸗ 
bei beſtehen? Ich kann aber ſagen, daß es Grund⸗ 
beſitzer giebt, die 60 pCt. ihrer Einnahme an 
Steuern, Zinſen ꝛc. zu zahlen haben und die be⸗ 
ſtehen. Wenn man ſo etwas dem Lande gegenüber 
0 jagen will, daß der erſte Beamte des Reiches und 
des Staates dem Volke dargeſtellt wird als einer, 
deer leichtfertig die Unwahrheit ſagt und keine Ueber⸗ 
treibung fürchtet, ſo it das geſchehen, ohne jede 
Spur von Beweis. Wenn dann Herr Lasker ſagte, 
ich kenne die Geſetze des Landes nicht, jo liegt das 
däaäuf demſelben Gebiete. Jeder Menſch weiß, daß 
icch nicht jedes einzelne Geſetz kennen kann, aber 
dieser öffentliche Vorwurf, noch dazu von dem Ver- 
treter der öffentlichen Gerechtigkeit, als den Herr 
Lasker ſich oft gezeigt hat. (Beifall.) Das heißt 
„ doch, ich weiß nicht ſoviel davon, als ich meiner 
Stellung nach wiſſen müßte, heißt mich herabſetzen, 
meinen Fleiß und meine Gewiſſenhaftigkeit. Ich 
i halte es nicht für nützlich, jo ſchonungslos die 
höͤchſten Behörden zu behandeln, an den Pranger 
zu ſtellen und einen Triumph darin zu ſuchen, Je⸗ 
mai er der nun einmal, tauglich oder untauglich, 
die Geſchafte führt, und den man doch nicht im 
Augenblick a kann, ſo .. ich will Wel 
Ausdruck gebrauchen. (fHeiterkeit.) Gerade bei der 
Empfindlichkeit, die Herr Lasker befigt, jogar gegen 
Heinungsverfchiebendeiten, möchte ich ihn bitten, 
mehr die Empfindlichtet Anderer zu schonen, — 
Herr Lasker ſagt, ich hätte und die land- 
wirthſchaftlichen Gebäude ſeien doch ſteuerfrel. 
teunt er eben die Landwirthſchaft nicht, weiß 
was ein landwirthſchaftliches Gebäude iſt. Ich 0 
0. en I 
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wollen. 1 
Praſident v. For cen beck: M. 
+ bitte, die Unterbrechungen zu unterlaſſen. 
Naeichskanzler ürſt Bismarck: Ich glaube 
alſo, den Vorwurf wegen der Unkenntnißß der Ge⸗ 
ſetze zurückweiſen zu können, und ich würde mich 
N wenn ſich Herr Lasker wegen der Landwirth⸗ 
aft ebenſo ausweiſen könnte. Im Gegenſatz zu den 
Ausführungen des Herrn Laster bleibe ich dabei, 
daß die Klaſſenſteuer abgeſchafft werden und in ihrem 
Betrage durch indirekte Steuern erſetzt werden muß. 
„Die ganze Rechnung iſt irrig und unzuverläſſig“, ſagt 
Herr Lasker von meinen Darlegungen. Dieſe Be⸗ 
hauptung iſt in beiden Theilen einfach eine falſche, 
und ich bedauere, daß der Ausdruck ſo hingegangen 
iſt. Ich glaube, wenn Jemand vom Regierungs- 
tiſche aus einen Abgeordneten „unzuverläſſig“ nen⸗ 
nen wollte, ſo würde ſofort die Frage der Präji- 
walbefugniß diskutirt werden. (Bewegung.) Ich 
vroteſtire gegen dieſen geradezu beleidigenden Vor⸗ 
wurf. Unzuverläſſig — das heißt doch, man kann 
auf ſeine Angaben kein Gewicht legen, und obwohl 
das Wort hingegangen iſt, werde ich es dennoch 
nicht betrachten als in den parlamentariſchen Sprach- 
gebrauch aufgenommen. (Bewegung.) Ich kann 
nicht umhin, einem Vorurtheil zu widerſprechen, das 
hier laut geworden iſt aus dem Munde eines ſonſt 
ewöhnlich gut informirten Mannes, des Abg. Oechel⸗ 
haͤuſer. Er ſagte, er wolle der Fahne von 1818 
folgen und ſah in ihr eine Vertretung der großen 
Finanzmänner des Freihandels. Er irrt ſich aber, 
die Herren Freihändler müſſen ſich von dem Ge⸗ 
danken los machen, daß der Ruf ihrer Vorfahren 
uns zum Jreihandel zwinge. 1818 war Finanz⸗ 
miniſter ein dunkler Ehrenmann, übrigens aber kein 
berühmter Finanzgeſetzgeber Klewitz. Wenn ſeine 
Zollgeſetze das Ideal des Herrn Abg. Oechelhäuſer 
bilden, ſo kann ich ihm leider nicht folgen, er geht 
mir viel zu weit. (Heiterkeit.) Unter dem Zoll- 
vereine hatten wir ja trotz der inneren Unruhen des 
Jahres 1848 im Ganzen eine gute Entwickelung, 
und doch waren die Zölle höher, als wie wir ſie 
Er Ihnen vorſchlagen. Von 1842 an finden 
Sie unter den Finanzpolitikern des Zolloereins eine 
Reihe von Namen, bei denen ein finanzteller Re- 
former ſchwerlich wird ſein Herz erwärmen können, 
Bodelſchwingh, Flottwell, Duesberg, Hanſemann, 
„Bonin, Kühne, dann wieder Bodelſchwingh, v. d. 
Heydt, Camphauſen, Hobrecht. Wo alſo auf frei⸗ 
händleriſcher Seite der Appell herkommt an die Vor- 
fahren, das weiß ich wirklich nicht. 
ing ſpricht vielmehr für die Reform, 
rihlagen, die wir die alte ruhmreiche 
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Da 


zu billig befördern, zum Schaden ihrer eigenen 


Finanzen, und fie müſſen den Ausfall durch direkte“ 


Steuern decken. Ich kann alſo nur damit ſchließen, 
daß ich Sie bitte, an m 1 


ten, wenn Sie es auch in einzelnen Punkten viel- 


leicht anders gewünſcht hätten. Davon iſt auch in 


meiner Korreſpondenz mit Herrn von Thüngen die 
Rede; aber wir werden zu einer Vorlage nur kom⸗ 
men können durch Kompromiſſe. Auch mir hätten 
ja einzelne Punkte anders beſſer gefallen; aber jede 
Stimme eines Abgeordneten, der vielleicht bis auf 
ein Achtel mit der Vorlage einverſtanden iſt, aber 
doch gegen ſie ſtimmt, wiegt ebenſo ſchwer, als die 
Stimme des ſtärkſten Gegners. Ich kann alſo zur 
Einigung mahnen, daß der einzelne es macht, wit 
ich, und ſagt, das Beſſere iſt der Feind des Guten. 
Ich habe im Ganzen meine Stellung zur Sache 
gar nicht erſchüttert gefunden durch mich perſönlich 
treffende oder durch fachliche Gegengründe, ich halte 
nach wie vor daran feſt, das Reich ſelbſtſtändig zu 
machen, die Gemeinden zu erleichtern, den zu hoch 
beſteuerten Grundbeſitz durch indirekte Steuern zu 
belfen und die Klaſſenſteuer in vollem Umfange ab- 
zuſchaffen, ſobald uns indirekte Steuern in genü- 
gendem Umfange bewilligt ſind und als letzten, aber 
nicht geringſten Zweck, der einheimiſchen nationalen 


Arbeit und Produktion in Feld und Stadt, In⸗ 


duſtrie und Landwirthſchaft den Schuß zu gewähren, 
den wir leiſten können, ohne die Geſammtheit zu 
ſchädigen und wichtige Intereſſen zu gefährden. 
(Lebhafter Beifall und Ziſchen.) 

Abg. Dr. Windthorſt: Meine Herren, 
es ſind im Laufe der Debatte einige Aeußerungen 
gefallen, auf die ich zurückkommen muß, obgleich ich 
dies gerne vermieden hätte, da ſie augenblicklich nicht 
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gebiet dauernd nicht gehemmt werden können. Je⸗ 
der, meine Herren, der die Geſchichte der Handels- 
Politik ſtudirt, wird finden, daß die Entwickelung 
des Handels ſehr oft Unterbrechungen erleidet. 
Solche Unterbrechungen treten ein, wenn große Er⸗ 
ſchütterungen ſtattgefunden haben, wie bei großen 
Kriegen, und dann wird es nothwendig, durch einen 
Schutz die Wiederkräftigung des Landes herbeizu⸗ 
führen. Jetzt ſind wir in einer ſolchen Lage und 
darum bin ich dafür, einen mäßigen Schutz für un⸗ 
ſere Induſtrie zu ſchaffen, damit fie wieder erſtarke. 
Dann hat man meine Fraktion mit der Behauptung 
angegriffen, daß fie ſich an die Spitze der wirth⸗ 
ſchaftlichen Bewegung ſtelle. Dieſe Behauptung 
weiſe ich als unbegründet zurück. Dann hat Herr 
Bamberger geglaubt, er könne uns als die beſten 
Kerntruppen des Reichskanzlers bezeichnen. Der 
Herr Bamberger und ſeine Freunde mögen ſich in 
Acht nehmen, daß ſie nicht ſelbſt ihre Stellung zum 
Reichskanzler verderben, was anſcheinend im Werke iſt, 
wir werden unjererjeits ſchwerlich jenen Platz ein⸗ 
nehmen. So lange die Beſchwerden der Kirche 
nicht gehoben ſind, ſo lange die Verrichtung des 
Gottesdienſtes mit Strafen bedroht wird, verſteht es 
ſich, daß wir die Poſition inne halten müſſen, welche 
uns bisher maßgebend geweſen iſt. Ich hebe je. 
doch hervor, daß unjere Stellung immer noch die 
iſt, da die Regierung zu unterſtützen, wo es das 
Wohl des Vaterlandes verlangt und dieſem Allge⸗ 
meinwohl unſere privaten Partei-Intereſſen immer 
zu unterſtellen. — Die uns gemachte Vorlage, m. 
H., ſcheidet ſich in zwei ſtreng auseinander zu hal⸗ 
tende Theile, in den, welcher die wirthſchaftliche 
Frage behandelt und den, welcher weſentlich dazu 
beſtimmt iſt, die finanziellen Verhältniſſe zu ordnen. 
Ein abſchließendes Urtheil will ich heute nicht fäl⸗ 
len, aber ich meine, daß die Landwirthſchaft zu⸗ 
nächſt die Vortheile haben wird, welche die Hebung 
der Induſtrie mit ſich bringt. In jeder Beziehung 
müſſe überhaupt Bedacht genommen werden, die 
Verhältniſſe der Landwirthſchaft zu beſſern. Was 
den zweiten Theil der Vorlage betreffe, der für das 
Reich Vermehrung der Finanzen bezwecke, ſo liege 
für dieſen das Bedürfniß nicht ſo klar zu Tage 
wie bei dem erſten. Sofern es ſich um Deckung 
von Deſizits handle, müßten natürlich die Mittel 
beſchafft werden, die hierzu nöthig ſeien, damit nicht 
neue Anleihen dazu gemacht werden dürften und da⸗ 
durch der Staatsbankerott herbeigeführt würde. Es 


Die Erinne- ſei aber nicht die Sicherheit vorhanden, daß dieſer 
wie wir ſie Zweck allein im 


Auge behalten würde, vielmehr liege 


Zollpolitik! die Befürchtung nahe, daß man zu Gunſten des 


re 


zur Sache gehören. Zunächſt hat der Abg. Richter 
meint, ich gehöre zu den Staatsmännern, welche erfa 


wie ch für die Verſtaatlichung des Eiſenbahn⸗ 
ſoſtems. Der Reichstag dürfe nicht machtlos fein. 
Redner bedauert, daß die Finanzminiſter der Ein⸗ 
zelſtaaten, nicht blos der Preußens, nicht am Platze 
ſeien, um ſich über die Frage zu äußern. In Be- 
au af die geſchäftliche Behandlung der Vorlagen 
rklärt ſich Redner für den Vorſchlag des Abg. U,. 


ungen ſei. . 
Abg. Dr. Löwe 2 glaubt als Mit- 
glied des Verwaltungeraths der Diskonto-Geſellſchaft 
ſich gegen den Vorwurf des perſoͤnlichen Intereſſes 
ſeitens des Abg. Lasker verwahren zu müſſen. 

Abg. Dr. Lasker erwidert, einen ſolchen 
Vorwurf nicht beabſichtigt zu haben. 

Schluß 4½ Uhr. 

Nachſte Sitzung Freitag 10 Uhr. 
T. O.: 1. und 2. Leſung des Geſetzentwurfs 
betr. 17 Vertheilung der Matrikularbeiträge, Nach⸗ 
trag und Gbenſehung der Berathung des Zoll⸗ 
tarifs. 
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Denutſchland. f 

Berlin, 8. Mai. Geſtern Mittag war 
unter dem Vorſitz des Staatsminiſters Hofmann der 
Bundesrath im Reichskanzleramt zu einer Beſprechung 
verſammelt. a 
In Anbetracht der wichtigen Arbeiten, welche 
dem Reichstage zur Erledigung zahlreich vorliegen, 
iſt man überein gekommen, den Geſetzentwurf über 
den Strafvollzug in dieſer Seſſion nicht mehr ein⸗ 


zubringen. 


vorge 


Provinzielles. 

Stettin, 9. Mai. Zur generellen landespoli⸗ 
zeilſchen und eiſenbahntechniſchen Vorprüfung des 
Projekts einer normalſpurigen Eiſenbahn untergeord⸗ 
neter Bedeutung Stargard⸗Küſtrin find feitens der 
königlichen Regierung zu Stettin für die Strecke 
Stargard⸗Naulin-Bezirksgrenze Termine auf den 14. 
Mai cr. anberaumt worden. Zu dieſen Terminen 
find die intereſſirten Lokalbehörden, das Direktorium 
der Berlin- Stettiner Eiſenbahn und die Königliche 
Oberſchleſiſche Eiſenbahnkommiſſton in Poſen (die 
beiden letzteren wegen des Anſchluſſes an den Bahn⸗ 
hof Stargard) vorgeladen worden. In dieſen Ter- 
minen wird es ſich hauptſächlich um möglichſte Feſt⸗ 
ftellung der Bahnhöfe reſp. Halteſtellen handeln. 
Vom 15. Mai ab wird die ſtaatliche Vorprüfung 
im Frankfurter Regierungsbezirke von der Bezirks⸗ 
grenze bis Küſtrin fortgeſetzt. 

„ Es wird unſeren Leſern intereſſant jein, zu 
hren, daß die hier ſeiner Zeit jo überaus be⸗ 
Soubrette Frl. Cotrelly, die bis jetzt in 


bier eine Geſellſchaft von Künſtlern und 


zu engagiren, die demnächſt in dem 
„Newyorker Thaliatheater“, das un- 


nehmens, Herrn Kramer, dem nach Newyorker Blät- 
tern ein ſehr bedeutendes Kapital zur Verfügung 
ſtehen ſoll, engagirt worden. Vielleicht fühlt die 
Direltion eines unſerer beiden Sommer Theater ſich 
veranlaßt, Irl. Cotrelly auf einige Tage zu einem 
Gaſtſpiel zu vermögen. Sicher würden die Stetti- 
ner dieſen Entſchluß mit Freuden begrüßen und dem 
betreffenden Herrn Direktor durch volle Häuſer 
danken. 

— Der Unterrichtsminiſter hat neuerdings 
darauf hingewieſen, daß nach der Unterrichtsordnung 
von 1859 das auf einer zur Abgangsprüfung be⸗ 
rechtigten höhern Bürgerſchule erworbene Reifezeug⸗ 
niß zur Aufnahme in Prima einer Realſchule erſter 
Ordnung berechtigt und die an Abſolvirung der Se⸗ 
kunda einer ſolchen geknüpften Befugniſſe gewährt. 
Erwähnte Reifezeugniſſe befähigen ſomit zum Civil⸗ 
ſnpernumerar bei Staatseiſenbahnen, vorausgeſetzt, 
daß die höheren Bürgerſchulen nicht lateinlos ſind. 

— Stettin - Newyorf, National⸗Dampfſchiffs⸗ 
Kompagnie, Linie C. Meſſing. Heute iſt der Dam⸗ 
pfer „Cato“, Kapt. King, mit Paſſagieren und Gü⸗ 
tern für Newpork abgegangen. 8 

— Dem Bierverleger Tippel wurde am Mitt 
woch Abend aus einem in ſeinem Geſchäſtslokal, 
Oderthorſtraßt 2, befindlichen verſchloſſenen Pulte 
die Summe von 140 Mark geſtohlen, von der 50 
Mark in Düten a 1 Mark und 0,50 Mark ein- 
geſchlagen, das übrige Geld loſe in einer Cigarren⸗ 
kiſte lag. 

— Beim Beginn der wärmeren Jahreszeit 
werden auch wieder die nächtlichen Razia's von 
Seiten der Polizeibehörde in den Anlagen vorge⸗ 
nommen, um dem dort paſſirenden Publikum den 
nöthigen Schutz zu gewähren und die Anlagen von 
allem Geſindel zu ſaͤubern. In vergangener Nacht 
fand die erſte Razzia ſtatt. 

— Der Termin, bis wohin das Abraupen 
der Bäume in dieſem Jahre erfolgen muß, iſt von 
der königl. Polizei⸗Direktion auf den 25. Mai 
feſtgeſetzt. 

Stargard, 8. Mai. In Nr. 99 des „Neuen 
Pommerſchen Tageblattes“ vom 29. April cr. be⸗ 
fand ſich folgende Mittheilung: 

„Dem Herrn A. Kieſewalter hierſelbſt iſt durch 
Admiralitäts⸗Reſkript vom 24. d. M. die Ge⸗ 
nehmigung zue Erbauung eines Fahrzeuges, der 
von demſelben erfundenen unter- und überſeeiſchen, 
offenfiv und defenſiv verwendbaren Torpedoboote 
ertheilt worden. Dieſe ſchon ſeit dem Jahre 
1876 son Fachmännern im Prinzip als vorzüg⸗ 
lich anerkannte Erfindung iſt eine der furchtbar⸗ 


rs aus einer eingehenden Erörterung her 
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ſten Gattungen Seefahrzeuge und geeignet, jelbft 
dem ſchwerſten Panzer Achtung einzufloͤßen.“ 

Da der „Starg. Ztg.“ dieſe Notiz von vorn⸗ 
herein unwahrſcheinlich vorkam, ſo wandte fie ſich, 
wozu bei der ihr innewohnenden bedeutenden Wich⸗ 
tigkeit alle Veranlaſſung vorlag, an die kaiſerliche 
Admiralität in Berlin mit der Frage, wie ſich die 
qu. Sache verhielte. Seitens der Admiralität iſt 


nun heute das nachſtehende ſehr bezeichnende Schrei⸗ 


ben eingegangen: 5 2 
2 A g Berlin, dz 3. Mai 1879. 
Der geehrten Redaktion theilt die Admiralität 
auf das Schreiben vom 29. Avril er., betreffend 

die Notiz des „Neuen Pommerſchen Tageblattes“, 

ergebenſt = daß 7 Fi eine 

auf ein Torpedoboot bei dem Herrn A. J. Kieſe⸗ 
walter zu Stargard weder gemacht bat, noch zu 
machen gedenkt. 

Die Admiralität, Marine-Departement. 
In Vertretung: 


e cha k.“ * 
Greifswald, 7. Mai.) Der Lerbenmerſche 
Sängerbund wird unter Fü 
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vorpommerſch 

g der hieſigen Lieder ⸗ 
krone am Sonntag, den 29. Juni, hier im Vogler⸗ 
ſchen Lokale fein erſtes Sängerfeſt abhalten. © 
Gedanke, das Sängerfeſt im Eliſenhain bei Eldena 
zu arrangiren, wurde in Rückſicht auf etwa eintre- 
tendes ungünſtiges Wetter aufgegeben. Ihre Be 
theiligung am Feſte haben 12 Geſangvereine zuge⸗ 858 
jagt, 250 Sänger. Der VBogler'ſche Garten ſoll 
dergeſtalt mit Sitzplägen verſehen werden, daß 2000 
Perſonen Platz finden können. Das Eintrittsgeld 
wird 50 Pfennige betragen. Man gedenkt ſchon 
eine geraume Zeit vorher mit dem Verkauf der 
Eintrittskarten zu beginnen, und abzuſchließen, 
wenn die in Ausſicht genommene Anzahl abgeſetzt iſt, 
um jedenfalls eine Ueberfüllung des Lokales zu ver⸗ 
hüten. — Es ſind übrigens nicht die vorpommer⸗ i 
ſchen Sänger allein, welche im Laufe des Sommers 
Greifswald ein paar Feſttage verſchaffen werden, 
ſondern es wird im Auguſt hier noch eine andere 
Vereinigung ſich zuſammenfinden, welcher ebenfalls 
eine größere Theilnahme entgegengebracht werden wird. 
Es wird nämlich die Vereinigung der pommerſchen 
Feuerwehren hier am 24. Auguſt ihren erſten Ver⸗ * 
einstag abhalten. 

Greifswald, 8. Mai. Heute Nacht batten 
wir Froſt, die Dächer waren ungewöhnlich ſtark mit 
Reif belegt, in Folge deſſen zeigt das Thermometer 
jetzt um 9 Uhr Morgens auch nur 5 Gr. R. Wärme 
im Schatten. * 


Vermiſchtes. f 
L Berliniſche Lebens- Verſtche⸗ 
rungs- Geſellſchaft von 1836. Nach 
dem in der General-Verſammlung vom 28. April 
feſtgeſtellten Rechnungs-⸗Abſchluß pro 1878 überſteigt 
der Reingewinn von M. 742,598 den aller Vor⸗ 
jahre und ſtellt für die Verſicherten ein weiteres 
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Steigen der Dividende in Ausſicht. Es gingen im 

ahre 1878 2636 Anträge über M. 13,198,150 
7 und M. 6,370 Rente ein, von denen 1932 
Verſicherungen mit M. 9,564,150 Kapital und 
M. 6,370 Rente zum Abſchluß gelangten. Wegen 
Ablaufs der Verſicherungszeit und aus anderen 
Gründen ſchieden aus 668 Verſicherungen mit 
M. 3,561,322 Kapital und M. 530 Rente. Als 
verſtorben wurden angemeldet 404 Perſonen, welche 
zuſammen mit M. 2,171,695 Kapital und R. 
22,188 Rente verſichert waren. Die Kapitals 
Einlagen betrugen M. 57,206, die Prämien-Ein⸗ 
nahme belief ſich auf M. 3,165,534, die Zinfen- 
Einnahme auf M. 1,074,635. - Der Garantie- 
und Reſervefonds wuchs um rund M. 980000 
und der Ueberſchuß ſtellt ſich auf M. 742,598. 
Von dem in dieſem Jahre zur Vertheilung gelan⸗ 
genden Gewinn pro 1874 erhalten die Verſicherten 
25% ibrer Prämie. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
ien, 8. Mai. Die „Politiſche Korreſp.“ 
meldet: 

Aus Konſtantinopel vom 8. d.: 
Obrutſcheff iſt in Philippopel eingetroffen. Die 
Pforte dürfte, wie verlautet, von der Beſetzung 
von Bourgas und Ichtiman vorläufig Umgang 
nehmen. 

Aus Tirnowa von heute: Die ruſſiſchen In 
ſtruktions - Offiziere haben Befehl erhalten, ohne 
Verzug bei ihren ruſſiſchen Truppenkörpern einzu⸗ 
rücken. Diejenigen Offiziere, welche in der bulgari⸗ 
ſchen Miliz verbleiben, ſcheiden aus dem ruſſiſchen 
Heere aus. 

Berſailles. 8. Mai. Die heutige Sitzung 
des Senats war nur von kurzer Dauer. Die von 
den Legitimiſten angekündigten Interpellationen wur⸗ 
den zurückgezogen oder vertagt. 

London, 8. Mai. Unterhaus. In Beant⸗ 
wortung einer Anfrage des Deputirten Lawrence 
erklärte der Staatsſekretär des Krieges, Stanley, 
eine von Lord Chelmeford eingegangene Depeſche 
beſage, daß für das Transvaalland und Natal noch 
weitere Verſtärkungen, vorausſichtlich 3 Bataillone, 
erforderlich fein dürften. Die Regierung warte in⸗ 
dep noch auf ſpeziellere Berichte. Auf die Anfrage 
eines anderen Deputirten bezüglich der Einfuhr don 
Schweinen aus Amerika antwortete Lord Hamilton, 
die Regierung habe angeordnet, daß vom 1. Juni 
I. ab alle aus Auerika kommenden Schweine 
wegen einer unter den amerikaniſchen Schweinen 
herrſchenden typhöſen Krankheit im Ladungshafen 
geſchlachtet werden ſollen. 


General 


London, 8. Mai. Nach bier eingegangenen 
Nachrichten aus Simla vom heutigen Tage hat 


Jakub Khan dem Vicekönig von Indien ſeine An- 
kunft in Gundamuc angezeigt und dabei zugleich 
den Wunſch ausgedrückt, daß wieder freundſchaft⸗ 
liche Beziehungen zwiſchen Indien und Afgbaniſtan 
hergeſtellt werden möchten. 


